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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 

(26. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 14. Juni 1962 zur Grün- 
dung einer Europäischen Weltraumforschungs-Organisation 

(ESRO) 

— Drucksache IV/ 1582 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Geisendörfer 


Der Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1582 — 
wurde vom Bundestag in der 94. Sitzung am 6. No- 
vembei 1963 an den Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft federführend und dem Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten sowie dem 
Mdushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 
Der federführende Ausschuß hat sich in den Sitzun- 
gen am 13. November 1963 und am 26. November 
1963 mit dem Gesetzentwurf befaßt. Die Stellung- 
nahmen der mitberatenden Ausschüsse liegen vor. 

Der Gesetzentwurf sicht die Gründung einer 
Europäischen Weltraumforschungs-Organisation 
(European Space Research Organisation — ESRO) 
vor. Zweck dieser Organisation ist es, die Zusam- 
menarbeit europäischer Staaten auf dem Gebiet 
der Weltraumforschung und Raumflugtechnik zu 
ausschließlich friedlichen Zwecken zu ermöglichen 
und zu fördern. 

Der Sitz der Organisation ist Paris. Ihr gehören 
die Länder Belgien, die Bundesrepublik Deutsch- 
land, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Ita- 


lien, die Niederlande, Österreich, Schweden, die 
Schweiz und Spanien an. 

In der Entschließung IX zu dem Übereinkommen 
ist bezüglich der Arbeitssprachen vorgesehen, daß 
auf frühzeitig erfolgtes Ersuchen außer Französisch 
und Englisch in den Sitzungen auch andere Spra- 
chen verwendet werden können und mündliche 
Äußerungen in diesen anderen Sprachen ins Eng- 
lische und Französische übertragen werden. Die mit- 
beratenden Ausschüsse hielten diese Regelung für 
unbefriedigend und waren der Auffassung, daß die 
Bundesregierung bei schwebenden und künftigen 
Verhandlungen über die Schaffung internationaler, 
insbesondere europäischer Organisationen mit 
Nachdruck anstreben solle, eine Anerkennung der 
deutschen Sprache als gleichberechtigter Verhand- 
lungs- und Arbeitssprache zu erreichen. Ihre Emp- 
fehlung, diese Auffassung in einer Entschließung 
zum Ausdruck zu bringen, fand die Billigung des 
federführenden Ausschusses. 

Im übrigen stimmten der federführende und die 
mitberatenden Ausschüsse dem Gesetzentwurf in 
der Fassung der Regierungsvorlage zu. 


Bonn, den 4. Dezember 1963 


Frau Geisendörfer 

Berichterstatterin 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1582 - - 
unverändert anzunehmen, 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei schwebenden und künftigen Verhandlungen 
über die Schaffung internationaler, insbesondere 
europäischer Organisationen mit Nachdruck be- 
müht zu sein, eine Anerkennung der deutschen 
Sprache als gleichberechtigter Verhandlungs- 
und Arbeitssprache zu erreichen. 


Bonn, den 4. Dezember 1963 


Der Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

Dr. Bechert Frau Geisendörfer 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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